
den. Dazu wird die Regierung in allernächster Zeit den Kontakt 
zu den Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten aufneh­
men.

Die DDR will ihre besondere Verbindung zu den Völkern Ost­
europas auf wirtschaftlichem, politischem und kulturellem Ge­
biet entwickeln und vertiefen. Die Verbindungen zur EG werden 
dabei eine wichtige Rolle spielen. Die Regierung der DDR würde 
eine baldige stufenweise Erweiterung der EG begrüßen.

(Vereinzelt Beifall)

Die Schaffung der Einheit Deutschlands ist verbunden mit der 
Durchsetzung von Menschenrechten. Der neue Patriotismus soll 
daher Ausdruck dafür sein, daß wir für Grund- und Menschen­
rechte eintreten. Deshalb werden wir der europäischen Men­
schenrechtskonvention beitreten. Wir werden auch um die Teil­
nahme der DDR an den Beratungen des Europarates ersuchen.

(Beifall)

Bis zur Vereinigung Deutschlands wird die DDR-Regierung 
über die Ausdehnung der EG auf die heutige DDR verhandeln. 
Dabei wird es unser Ziel sein, die Festlegung von Fristen bis zur 
vollen Übernahme der Vertragsverpflichtungen und -rechte zu 
erreichen. Dies ist besonders wichtig für unsere Landwirtschaft, 
für das Steuersystem und im Bereich der sozialen und ökologi­
schen Normen.

Für die bestehenden Außenhandelsverpflichtungen der DDR, 
insbesondere mit der Sowjetunion, müssen Lösungen zur Ga­
rantie der Vertragstreue der DDR gefunden werden, die vor al­
lem zu einer Stabilisierung und Stärkung der Verhältnisse in 
Mittel- und Osteuropa beitragen. Ich möchte dies hier noch ein­
mal ausdrücklich betonen: Unsere Außenhandelsverpflichtun­
gen mit der Sowjetunion werden strikt eingehalten und im Sinne 
der Vertragstreue in ein geeintes Deutschland einfließen.

(Beifall)

Ein vereintes Europa muß Friedens- und Verständigungspro­
zesse in der Welt fördern. Ein geeignetes Mittel dafür sind die 
Beratungen im Rahmen der Europäischen Politischen Zu­
sammenarbeit. Wir werden den Antrag stellen, an diesen Bera­
tungen zukünftig teilzunehmen.

Wir wollen zu einem Friedensprozeß im Nahen Osten beitra­
gen, der das Selbstbestimmungsrecht aller dort lebenden Völker 
achtet.

Die Beendigung des Ost-West-Konfliktes macht sichtbare 
Fortschritte. Dies verpflichtet uns, dem Nord-Süd-Konflikt un­
sere volle Aufmerksamkeit zu widmen. Sicher haben wir Proble­
me, aber sie sind klein im Vergleich zu den Sorgen und Nöten der 
Menschen in den Entwicklungsländern. Wir fühlen uns solida­
risch mit den Menschen in der Dritten Welt und hoffen auf ein 
partnerschaftliches Miteinander.

(Beifall)

Gerade nach den hinter uns liegenden Ereignissen ist es für uns 
von besonderer Bedeutung, die Botschaft von sozialer Gerech­
tigkeit und Demokratie auch in den Ländern zu unterstützen, 
mit denen wir schon bisher zusammengearbeitet haben. Daher 
haben für uns wirtschaftliche, medizinische und soziale Projekte 
Vorrang.

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit der DDR wird sich über­
all auf der Welt in einer zunehmenden Kooperation mit ähnli­
chen Projekten und Stellen der Bundesrepublik Deutschland 
entwickeln. Parallel zum Vereinigungsprozeß der beiden Staa­
ten in Deutschland wird es zu einer Verschmelzung des deutsch­
deutschen Engagements in den Ländern der Dritten Welt kom­
men. Unser Ziel muß langfristig eine gerechte Weltwirtschafts­
ordnung sein, die allen Menschen eine wirtschaftliche Zukunkt 
und eine soziale Perspektive gibt.

(Vereinzelt Beifall)

Meine Damen und Herren! Das Programm dieser Regierung 
der demokratischen Mitte ist anspruchsvoll. Wir wissen, daß wir 
einen mühsamen Weg vor uns haben. Keine Regierung kann 
Wunder vollbringen, aber wir werden das Mögliche mit aller 
Kraft anstreben. Wenn wir das uns Mögliche erkennen und mit 
Nüchternheit und Umsicht Schritt für Schritt verwirklichen, 
dann können wird die Grundlagen für eine bessere Zukunft der 
Menschen in unserem Land legen. Wir bauen dabei auf die 
Unterstützung, den Mut und die Tatkraft aller Bürger. Ich danke 
Ihnen.

(Starker, anhaltender Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident für Ihre Regierungser­
klärung.

Verehrte Abgeordnete! Ich darf Ihnen mitteilen, daß wir die 
Aussprache der Fraktionen zur Regierungserklärung morgen 
um 9.00 Uhr auf unserer 4. Tagung der Volkskammer durchfüh­
ren.

Wir kommen nun zum Punkt 2 der Tagesordnung:

Aktuelle Stunde zum Verfassungsentwurf des Runden Ti­
sches

Auf der Grundlage des Paragraphen 38 der Vorläufigen Ge­
schäftsordnung der Volkskammer liegt dazu dem Präsidium von 
der Fraktion Bündnis 90/Grüne ein entsprechender Antrag vor.

Das Präsidium hat sich geeinigt, jeder Fraktion die Möglich­
keit einzuräumen, je zweimal 5 Minuten zu dieser Problematik 
das Wort zu nehmen.

Ich bitte den Abgeordneten Gerd Poppe, Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne, das Wort zu nehmen.

Abg. Poppe (Bündnis 90/Grüne):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich spreche hier 
heute nicht nur für die Fraktion Bündnis 90/Grüne, sondern 
auch im Auftrag der Arbeitsgruppe Neue Verfassung des Run­
den Tisches. Deshalb bitte ich Sie, für den Fall, daß ich meine Re­
dezeit ein wenig überziehe, nicht nur um Nachsicht, sondern 
auch darum, dies nicht nur unserer Fraktion anzurechnen.

Der Zentrale Runde Tisch hatte am 7. Dezember 1989 während 
seiner ersten Sitzung eine Arbeitsgruppe gebildet, um den Ent­
wurf einer neuen Verfassung der DDR auszuarbeiten. Am 
12. März 1990, währe'nd der letzten Sitzung, wurde ein Teil des 
Entwurfes am Runden Tisch vorgestellt. Die Arbeitsgruppe er­
hielt den Auftrag, den Gesamtentwurf im April der Öffentlich­
keit zur Diskussion zu übergeben.

Der Volkskammer wurde empfohlen, zur Auswertung der öf­
fentlichen Diskussion die Arbeitsgruppe in die Tätigkeit des 
neuzubildenden Verfassungsausschusses einzubeziehen, einen 
Volksentscheid über die neue Verfassung am 17. Juni 1990 her­
beizuführen und sich für den Fall der Bildung einer gesamtdeut­
schen verfassunggebenden Versammlung dafür einzusetzen, 
daß der Entwurf Bestandteil der Diskussion wird.

All diese Entscheidungen wurden am Runden Tisch mit gro­
ßer Mehrheit getroffen. An der Ausarbeitung des Entwurfs wa­
ren alle Parteien und Vereinigungen des Runden Tisches betei­
ligt, darüber hinaus eine Reihe von Experten aus der DDR und 
aus der Bundesrepublik.

Der Gesamtentwurf wurde in der Plenarsitzung der Arbeits­
gruppe am 4. April von Vertretern all jener Parteien und Vereini­
gungen des Runden Tisches verabschiedet. Diese könnten in ih­
rer Gesamtheit in der neugewählten Volkskammer durchaus ei­
ne verfassunggebende Mehrheit bilden.

Die am Entwurf Beteiligten waren sich darüber einig, daß eine 
neue Verfassung wesentlich dazu beitragen würde, das bewußt 
politisch handelnde Individuum, den mündigen und kreativen,
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